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Nach V/ahlsieg 

Linkskoalition 

für den ASIAI 

BOCHUM. (BSZ) — Nach kurzem Wahlkampf brachten die Wahlen zum 2. Bochumer 
Studentenparlament eine Bestätigung der bisher von den linken Hochschulgruppen be- 
triebenen Politik. Zwar mußte der SDS eine empfindliche Einbuße von zwei Parlaments- 
mandaten hinnehmen, dafür konnte aber der SHB seine Position ausbauen: Er wird im 
2. SP mit 12 Abgeordneten vertreten sein. Einen überraschenden Erfolg konnte auch die 
Humanistische Studenten-Union verbuchen, die in diesem Jahr erstmals kandidierte und 
auf Anhieb 6 Sitze erringen konnte. 
Einen erfolgreichen Einstand verzeichnete auch der Freidemokratische Hochschulverband 
(FHV), der mit 7 Mandaten zweitstärkste Fraktion wurde. 
An vierter Stelle folgt die GUNST, die vor allem mit den Stimmen der Essener Mediziner 
auf 4 Parlamentssitze kam. 
Bereits in der Wahlnacht wurde hinter den Kulissen eifrig „gekunkelt", ein Prozeß, der 
sich über das Wochenende in hektischen Mitgliederversammlungen fortsetzte. SHB, HSU 
und SDS verhandelten über Möglichkeiten einer Koalition. 

Zwerg-Uni ruft 
Im Wintersemester 68/69 wird die Studen- 
tenschaft der Abteilung V (Philologie) ihr 
Studienprogramm im Rahmen des studen- 
tischen Informationsprogramms fortset- 
zen. In kleinen studentischen Arbeitsgrup- 
pen werden 
1. solche Themen behandelt, die im Be- 
reich der Philologie aus wissenschaftsideo- 
logischer Blicktrübung nicht wahrgenom- 
men werden, 
2. in Parallelgruppen zu etablierten Lehr- 
veranstaltungen Grundlagen für themati- 
sche und methodische Kritik geschaffen. 
Für das Winterprogramm fehlen noch eini- 
ge Diskussionsleiter. Studierende der Abt. 
V, die an der Durchführung eines kriti- 
schen Studienprogramms Interesse haben, 
werden gebeten, sich mit dem Abteilungs- 
sprecher (J. Jackel, Dekanat der Abt. V oder 
463 Bochum, Wiemelhauser Straße 243a) 
in Verbindung zu setzen. Für die Leitung 
einer Studiengruppe steht eine finanzielle 
Entschädigung zur Verfügung. 
Für Parallelkurse kommen insbesondere 
folgende Veranstaltungen der WS 68/69 in- 
frage: 
1. Germanistik: Der Erzähler H. v. Kleist 
(Proseminar); Brechts Dramen (Grundkurs); 
Günter Grass, Die Blechtrommel (Grund- 
kurs). 
2. Anglistik: Fielding, Tom Jones (Prosem.); 
John Milton's „Areopagitica" and John 
Stuart Mills „On Liberty" (Prosem.); 3. 
Romanistik: Französische Lyrik des 16. 
Jh. (Prosem.); Claudel, Le Soulier de Sa- 
tin, Le Livre de Christophe Colomb (Pro- 
sem.) ; Die Theorie der Literatur in Frank- 
reich im 17. und 18. Jh. (Prosem.). 

Alone on the seashore of his thoughts 

Die langen Kunkelnächte nach der 
Wahl sind vorbei, die Koalition steht 
vorerst, die Kandidatenvorschläge der 
einzelnen Partner sind aufeinander ab- 
gestimmt worden. 
Einsam geht Horst Peter Kasper, mut- 

maßlich künftiger AStA-Sprecher, 
durch die Dämmerung. 
Kunkel-Mief und Proporz-Gerangel 
sind von ihm abgefallen. Bald wird er 
gegen böse Rektoren und hartnäckige 
Parlaments-Widersacher kämpfen. 

Nach den Vorstellungen der Koalitions- 
partner SHB, HSU und SDS wird der Vor- 
stand der Studentenschaft anders als bis- 
her als Kollegialorgan handeln. Der Vor- 
sitzende, jetzt Sprecher genannt, wird selbst 
ein Fachressort verwalten. 

Für den Sprecher des Vorstandes der Stu- 
dentenschaft präsentierte der SHB Horst- 
Peter Kasper, der in der Abteilung V das 
Direktmandat errungen hatte. Kasper konn- 
te in der Parlamentssitzung vom 9. Juli 
in den ersten beiden Wahlgängen noch 
nicht die dabei notwendige Zweidrittel- 
mehrheit erreichen. Im dritten Wahlgang, 
der heute abend, 19.30 Uhr im Hörsaal B II 
stattfindet, genügt die absolute Mehrheit. 
Als weitere AStÄ-Mitglieder werden heute 
vorgeschlagen: Guido Boulboulle (SHB) 
Rainer Duhm (HSU) und Manfred König 
(HSU). In der Parlamentssitzung am ver- 
gangenen Dienstag gelang es, alle Paria 
mentsausschüsse zu besetzen. Damit sollte 
die Gewähr gegeben sein, daß sofort mit 
der Arbeit begonnen werden kann. 

Neuer Sprecher des Parlaments ist der al- 
te: Burghard Schneider (SHB), der sich in 
jahrzehntelanger Tätigkeit so ganz ausge- 
zeichnet bewährte. 

Haushalt 1968 

Der HH 68 wurde vom alten SP auf seiner 
letzten Sitzung endlich beschlossen. Er wird 
ausgehängt und ist beim Vorstand er- 
hältlich. 

Heute 

S. 2: Wahlergebnisse 
Numerus clausus 

S. 3: Interview mit Hilmar Hoff- 
mann 

S. 4: Kriegsdienstverweigerung 

Bochum, Kortumstraße 45 
u. Ruhrpark-Einkaufszentrum 

DR-HAIVIVIER 

Mayonnaise 

je öfter — je lieber 

preiswert und gut 

Dos „Chaos" und die Macht 

Bochum (BSZ) — Im „Bericht" der Uni- 
versität heißt es fälschlicherweise, der Se- 
nat habe eine Sitzung ausschließlich mit 
dem „Haushaltsgebaren" der Studenten- 
schaft zugebracht, dann wird der Bericht- 
erstatter der Studentenschaftskommission 
als Ankläger dargestellt, zu guter Letzt sol- 
len die Studentenvertreter den Senatsbe- 
schluß „begrüßt" haben. 
Noch schöner hatte es zuvor in den Ta- 
geszeitungen gestanden. Vom „Chaos" in 
den Finanzen, von der Sperrung des Kon- 
tos der Studentenschaft, von kleinlauten 
Studentenvertretern konnte man nicht laut 
genug tönen. 
Was helfen da Richtigstellungen, wenn 

Faillard neuer Rektor designatus 

Am Montag, dem 8. 7. 68, wählte der 
Konvent der Ruhr-Universität Bochum, in 
dem erstmals je 43 Studenten und Assisten- 
ten stimmberechtigt vertreten waren, den 
neuen Rektor designatus, der im Oktober 
des nächsten Jahres an die Stelle von 
Prof. Biedenkopf treten wird. 
In der vorletzten Konventssitzung war ein 
Antrag der studentischen Vertreter auf 
drittelparitätische Besetzung des Konvents 
klar abgelehnt worden. Trotz starker Be- 
denken der Studentenschaft gegen den 
schließlich angenommenen Kompromißvor- 
schlag des Senats (43 Studenten zugelas- 
sen), entschlossen sich die studentischen 
Konventsmitglieder, an der Rektorenwahl 
teilzunehmen. 
Sie rechneten sich eine reale Chance aus, 
mit dem Gewicht ihrer Stimmen die Wahl 
eines ihnen unliebsamen Kandidaten ver- 
hindern zu können. 
Die Rechnung ging nicht auf: Bereits im 
ersten Wahlgang erreichte Prof. Faillard die 
notwendige absolute Mehrheit: der von 
Studenten und Assistenten unterstützte 
Romanist Prof. Maurer erhielt nur 60 
Stimmen (gegen 138 von Faillard). 
Das Scheitern der Studentenschaft war 
praktisch schon in dem Moment vorge- 

zeichnet, als man sich darauf einließ, von 
der ohnehin als Minimalforderung ange- 
sehenen Drittelparität abzugehen und die 
geringe Chance zu nützen, die sich durch 
die stärkere Beteiligung der Studenten im 
Konvent hätte ergeben können. 
Niemand machte sich Illusionen, etwa 
einen Kandidaten durchzubringen, der stu- 
dentische Interessen vertreten hätte. Die 
studentische Abstimmung konnte bei den 
Machtverhältnissen im Konvent immer nur 
ein Votum für einen Kandidaten bedeuten, 
dessen Politik man als das geringere Übel 
angesehen hätte. 
Das Debakel am Montag änderte nichts an 
der Tatsache der Unterrepräsentation der 
Studenten im Konvent, es hob diesen un- 
tragbaren Zustand allerdings mit aller Deut- 
lichkeit ans Licht. 
Die Studentenschaft hatte erkannt, daß ihr 
Mitbestimmung im Konvent versagt ge- 
blieben war. Sie hatte deshalb, unabhän- 
gig vom Ausgang der Rektorenwahl, eine 
Erklärung vorbereitet, in der sie gegen 
das Wahlverfahren Protest erhob. Sie 
deckte den eklatanten Widerspruch auf, der 
zwischen dem Anspruch des Rektors, die 
gesamte Universität zu vertreten, und der 
Art der Rektorenwahl besteht. 

Die Studenten, die 86 "In der gesamten 
Universitätsmitglieder ausmachen, sind mit 
einem so geringen Stimmenumfang an der 
Wahl des Rektors beteiligt, als verträten 
sie nur 0,6 °/o der Universitätsmitglieder. 
Einen Rektor, der durch dieses Verfahren 
gewählt wird, kann die Studentenschaft 
deshalb nicht als ihren Repräsentanten an- 
sehen. 
Die Verwunderung über das Verhältnis der 
Bochumer Professoren zu Grundsätzen der 
Demokratie, die am Schluß der Erklärung 
ausgedrückt wurde, erhielt ihre aktuelle 
Bestätigung durch das Verhalten der Pro- 
fessoren am Ende der Konventssitzung. 
Während Zimmermann noch vom Podium 
aus sprach, verließ die Hälfte der Ordina- 
rien den Saal, angeführt von dem Biolo- 
gen Prof. Esser, der bereits in der letzten 
Konventssitzung der Studentenschaft vor- 
geworfen hatte, mit Horst-Wessel-Metho- 
den Politik zu betreiben. 
Die Professoren, die es vorzogen, Zim- 
mermanns Erklärung nicht anzuhören, wa- 
ren die gleichen, die es zugelassen hatten, 
wie die Studentenschaft im Konvent auf 
übelste Weise beschimpft wurde. 

Gerhard Huck ' 

man Wortwahl und Tendenz gegen sich 
hatte, wenn man einen Kompromiß mit den 
Mächtigen nur durch genaue Situations- 
kenntnis rechtfertigen kann. 
So konnte man der Studentenschaft eins 
auswischen, sie nach außen als unzuverlässig, 
nach innen als unterwürfig darstellen. 
Der Kompromiß im Senat: Die Sozialbeiträ- 
ge für das WS werden wie bisher vor der 
Rückmeldung gezahlt, sind aber nicht frei 
verfügbar, bis in den Semesterferien die 
Jahresabschlüsse erstellt worden sind, für 
die Haushaltsführung zusammen mit den 
Beamten des Kanzlers eine dauerhafte Re- 
gelung ausgearbeitet worden ist und der 
Kanzler den Abschluß der Arbeiten bestä- 
tigt. 
Nachteil für die Studentenschaft: daß der 
Beschluß überhaupt gefaßt wurde. Vorteil: 
Gerüchtemacher werden noch weniger 
Chancen haben als bisher. Daß die Stu- 
dentenschaft liquide ist, dürfte dann er- 
wiesen sein, 
als vorher. 

die Finanzautonomie sicherer 

Notstandspraxis 

DORTMUND. (BSZ) — Am 27. Juni 1968 
wurden bei vier Vertretern der Außer- 
parlamentarischen Opposition Hausdurchsu- 
chungen durchgeführt, begründet unter 
anderem dadurch, daß ein Flugblatt zum 
Ostermarsch herausgegeben worden sei, 
„das eine .Aktionseinheit zwischen Stu- 
denten, Schülern und Arbeitern' fordert 
und sich damit exakt an die auf der Karls- 
bader Kommunistenkonferenz für die Ar- 
beit der illegalen KPD im Untergrund be- 
schlossene Parole ,Aktionseinheit' hält." 
Die Polizeiaktionen wurden durchgeführt 
bei: 
Marcella Knipping (19), Vorsitzende der 
Unabhängigen Schülergemeinschaft NRW; 
Herbert Lederer (25), Mitglied des SDS- 
Bundesvorstandes; 
Gunnar Mattiessen (28), Geschäftsführer 
der Kampagne für Demokratie und Ab- 
rüstung NRW; 
Walter Möbius (32), Stellv. Bundesvorsit- 
zender der Sozialistischen Deutschen Ar- 
beiterjugend (SDAJ); 
Rolf Jürgen Priemer (27), Bundesvorsitzen- 
der der SDAJ. 
Offensichtlich wird durch die Polizeiaktio- 
nen der Versuch unternommen, die Zu- 
sammenarbeit zwischen Schülern, Studen- 
ten und Arbeitern zu verhindern. Notstand 
wird bereits lautlos praktiziert. Dafür 
spricht auch, daß die Durchsuchungsbefehle 
schon über zwei Monate alt waren, in der 
Schlußphase des Kampfes gegen die Not- 
standsgesetze aber offensichtlich nicht ver- 
wirklicht werden sollten, um einen Eklat 
zu vermeiden. 
Man wird aufmerksam verfolgen müssen, 
wie die Versuche des Polizeiapparates 
weiterlaufen, Aktionszentren der APO 
ohne großes öffentliches Aufsehen zu zer- 
schlagen! 

SP-Wahl in Marburg ... 
Marburg (dpa). Stimmengewinne verzeich- 
nete der SDS bei den Wahlen zum Mar- 
burger Studentenparlament. Der SDS wird 
künftig mit acht Sitzen (bisher fünf) und 
die Arbeitsgemeinschaft für Fragen der 
Hochschulpolitik mit acht (gegenüber 14) 
vertreten sein. Je vier Sitze haben der LSD, 
das Marburger Hochschulforum, die Ar- 
beitsgemeinschaft Liberaler Progressiver 
und die Fachschaftsliste Medizin errun- 
gen. Drei Sitze gingen an den SHB und 
zwei an die linksliberale „Liste unabhän- 
giger Studenten". Die Marburger Studen- 
ten-Union erhielt zwei Mandate. Drei Sitze 
gingen an die Marburger Studentenvereini- 
gung, die vom RCDS und Korporations- 
studenten gebildet worden war. 

... und in Darmstadt 
Darmstadt (dpa). Bei den Wahlen zum Stu- 
dentenparlament sind von 37 Kandidaten 
studentischer Verbindungen 22 gewählt 
worden. Im derzeitig amtierenden Parla- 
ment waren nur zehn Verbindungsvertre- 
ter vorhanden. Der SDS konnte von sieben 
Kandidaten nur einen durchbringen. Die 
Humanistische Studenten-Union gewann 
neun Sitze. Die restlichen der 64 Sitze ent- 
fielen auf 26 unabhängige Studenten, drei 
SHB-Mitglieder, je ein Mitglied der Evan- 
gelischen und Katholischen Studentenge- 
meinde und ein Mitglied des LSD. 

Durst 

löscht 

man 

mit 

Schlegel 
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Aktion Kirchbau geht weiter... 

BOCHUM. (BSZ) — An der Unterschrif- 
tensammlung der KSQ/ESG, gegen den 
Bau von zwei Kirchen im Universitätsbe- 
reich, haben sich etwa 1500 Studenten, 
Assistenten und Professoren beteiligt. Die 
Vollversammlung der KSG vom 9. 7. 1968 
hat diese Aktion noch einmal ausdrücklich 
befürwortet. 
Viele Studenten waren der Meinung, man 
solle gar keine Kirchen mehr bauen. Die 
Studentengemeinden halten es ebenfalls für 
angemessener, anstelle eines sakralen 
Kultraumes eine Mehrzweckhalle zu er- 
richten, die neben Gottesdiensten auch für 
andere Veranstaltungen offensteht. Damit 
wäre die fatale Trennung zwischen sakra- 
lem und profanem Raum endlich einmal 
aufgehoben (vgl. dazu H. E. Bahr, Kirchen 
in nachsakraler Zeit, in Konkretionen II, 
1968). 
Dieses Projekt wäre aber vorerst nur reali- 
sierbar, wenn es sich um eine reine Stu- 
dentenkirche handelte. Für die Ortsgemein- 
den ergibt sich zu diesem Zeitpunkt nur 
die Alternative, eine gemeinsame Kirche 
zu bauen. 
Bischof Dr. Hengsbach hat dieses Projekt 
abgelehnt mit der Begründung, die Situ- 
ation der Gemeinden sei noch nicht reif für 
ein solches Experiment. 
Da die Ortsgemeinden aber bislang gar 
nicht nach ihrer Stellungnahme zum Kirch- 
bau gefragt wurden, forderte die Vollver- 
sammlung der KSG den Bischof auf, eine 
Urabstimmung in der Gemeinde durchzu- 
führen. 
Eine demokratische Entscheidung ist aller- 
dings nur dann gewährleistet, wenn ihr 
eine intensive Information vorausgeht, die 
den Meinungsbildungsprozeß innerhalb der 
Gemeinde erst ermöglicht. Bei der bishe- 
rigen Gemeindestruktur, die alles andere 
als demokratisch ist, wäre das Ergebnis 
wofil kaum mehr als eine Reproduktion 
des Bischof-Willens. 
In einem Staat, der sich demokratisch 
nennt und in dem zumindest einige Grup- 
pen ngch Verwirklichung der Demokratie 
streben, kann kein Platz mehr sejn für eine 
Kirche, die als Hort autoritärer Strukturen 
die Gläubigen weiterhin in Unmündigkeit 
befangen hält. 
Theologische Motivationen dieser Struk- 

turen (gottgewollte Hierarchie und Ge- 
horsamsprinzip) können nur poch ajs Ver- 
schleierungstaktik verstanden werden; auch 
die vielzitierte „Mündigkeit der Laien" 
täuscht darüber solange nicht hinweg, wie 
Meinungsbildung und Artikulation die Eta- 
blierten nicht beeinflussen. 

Bayern: Strafen 

für Studenten . . . 
München (dpa). Der bayerische Kultusmini- 
ster Dr. Ludwig Huber (CSU) hat den Uni- 
versitäten angedroht, im Wege der Rechts- 
aufsicht einzugreifen, falls die Universitäts- 
Disziplinarausschüsse bei der Ahndung 
strafbarer Handlungen von Studenten sich 
als funktionsunfähig erweisen sollten. Vor 
dem bayerischen Landtag betonte Huber 
unter Hinweis auf die zurückliegenden Stu- 
dentendemonstrationen: „Ein Student, der 
Gewalttaten begeht oder sich als gefähr- 
licher Verfassungsfeind betätigt, muß cJis- 
ziplinarrechtlich belangt werden können." 
Huber wies darauf hin, daß Schüler und 
Studenten, die wegen ihrer charakterlichen 
Haltung disziplinär oder gerichtlich bestraft 
worden sind, von der Ausbildungsbeihilfe 
oder der Förderung nach dem Honnefer 
Modell ausgeschlossen werden können. 

...und für Professoren 
München (dpa). Die Beteiligung von Pro- 
fessoren an Stußentepdemonstrationen und 
Vorlesungsstreiks an bayerischen Hoch- 
schulen wird ein beamtenrechtliches Nach- 
spiel haben. Das Kultusministerium hat in 
einem Rundschreiben bei den Rektoraten 
aller wissenschaftlichen und Pädagogischen 
Hochschulen angefragt, welche Professoren 
Ende Mai dieses Jahres ihre Vorlesungen 
ausfallen ließen, um zu demonstrieren oder 
zu streiken. Das Ministerium stellte sich 
auf den Standpunkt, daß Universitätspro- 
fessoren kein Streikrecht besäßen. 

Numerus cluusus bei Psychologen 

BOCHUM (BSZ). Die Fachschaft war nicht 
unterrichtet, und erst zu Beginn der letzten 
Fakultätssitzung des Semesters ließ man 
in der Abt. III die heikle Sache gegen den 
Protest des studentischen Mitgliedes auf 
die Tagesordnung setzen: die Verlängerung 
des Numerus clausus im Fach Psychologie. 
Gut vorbereitet begründete Prof. Heckhau- 
sen den Antrag; der studentische Vertreter 
M. Koenig konnte nur aus dem Stegreif 
argumentieren. 
Als Gründe für den N. cl. wurden Lehrper- 
sonalmangel, Uberfüllung der Seminare 
(durchschn. 50) und die besonderen Eng- 
pässe der experimentellen Praktika und 
Diplomarbeiten angegeben. Nur durch Be- 
schränkungsmaßnahmen (Studentenzahl 
und Teilnehmerzahl der Seminare) kqnpe 
die Ausbildung und Forschung aufrechter- 
halten werden. 
Die Einwände des studentischen Vertreters: 
der N. cl. sei ein undemokratisches Mittel 
und beschränke die im GG garantierte 
freie Berufswahl erheblich. Zudem stelle er 
eine restriktive Bildungspolitik dar, die 
eine längst fällige Neukonzeption der 
Hochschule hinausschiebe. Wo er einmal 
eingeführt wurde, ist er auch nie wieder 
aufgehoben worden. Die Unzulänglichkei- 
ten dieses Hochschulsystems würden mit 
diesem Mittel verdeckt, die Anstrengungen, 
ein Studium ohne Beschränkungen zu ge- 
währleisten, seien minimal. Insbesondere 
habe die Fachschaft Psychologie in den 
vergangenen Wochen umfangreiche kon- 
krete Vorschläge gemacht, die ein Studium 
ohne Beschränkungen ermöglichen und die 
Diskrepanz zwischen geplanter und ver- 
wirklichter wissenschaftlicher Ausbildung 
aufheben sollen. Die augenblickliche Aus- 
bildung erzieht studentische Hilfskräfte, an- 
gefüllt mit vielen Fakten. Statt dessen 

müsse auf Kosten der Stoffmenge endlich 
die Refklexion über die methodologische 
Problematik und das Selbstverständnis 
der Psychologie als der wesentlichste Be- 
standteil des Studiums verwirklicht wer- 
den. 
Der Kritik und den Vorschlägen wurde 
entgegengehalten, daß sie eine erhebliche 
Mehrbelastung der Lehrenden bedeuten, 
die Fachschaft ideologisch argumentiere, 
und hinsichtlich des N. cl. sei sie reaktionär: 
sie wolle ein chaotisches Studium und ver- 
hindere dadurch eine gute Ausbildung, so 
daß wieder unzureichend ausgebildete 
Psychologen in die Berufspraxis geschickt 
würden. 
Auf der Fachschaftsversammlung am fol- 
genden Donnerstag, bei der auch der De- 
kan zwecks Neuwahl des studentischen 
Fakultätsmitgliedes anwesend war, stell- 
ten dfe Studenten fest, daß sie in den ent- 
scheidenden Dingen nur eine formale Mit- 
bestimmung besitzen und in dem augenblick- 
lichen Hochschulsystem konträre Vorstel- 
lungen keinerlei Chance in den entschei- 
denden Gremien haben. 
Ayf Grund der pauschalen Ablehnung der 
Vorschläge durch den Institutsdirektor 
Heckhausen bildeten sich auf der Ver- 
sammlung drei Arbeits- und Aktionsgrup- 
pen: Veranstaltungskritik, Kritische Semi- 
nare und Hochschulreform. Diese Gruppen 
sollen eine ausführliche Analyse der jet- 
zigen Psychologie, der Hochschule, deren 
Einbettung in die gesellschaftlichen Ver- 
hältnisse und die Möglichkeiten einer Hoch- 
schulreform nach studentischen Vorstellun- 
gen erarbeiten. Aus dieser theoretischen 
Arbeit, die die Zielvorstellungen erbringen 
sollen, leiten sich dann stetig die kon- 
kreten Aktionen ab. 

Uli Id auf der Zunge 

Würzig im Geschmack 
männliCh im Aroma 
Cavendish Medium SOg 2 50 60 g 3 00 

Pfeifenmodell 54 
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n Wissenschaft" und „Wesen" 

Ein deutsches Manifest 

BOCHUM. (BSZ). — Am 5. Juli erschien in 
der Frankfurter Allgemeinen eine ganzsei- 
tige Anzeige. Sie brachte den Text des so- 
genannten Marburger Manifests und die 
Liste der Professoren, die dieses Dokument 
konservativer oder restaurativer Geistes- 
haltung unterzeichnet hatten. Bochum ist 
mit einer erstaunlichen (?) Anzahl von Or- 
dinarien vertreten. 
Die Quintessenz des Manifests ergibt sich 
aus dem einleitenden Abschnitt: 
„Die vergangenen Jahre haben die Geiahr, 
die das Wesen der deutschen Hochschule 
bedroht, in ihrem Charakter immer deut- 
licher werden lassen. Sie liegt in der einge- 
tretenen Vermischung des Gedankenguts 
der Hochschulreform mit dem eines gesell- 
schaftlichen Umsturzes insgesamt, wie er 
von den radikalen Gruppen beabsichtigt 
wird. Die Unterzeichner halten es mit ih- 
rem Diensteid, ihrer wissenschaftlichen 
Verantwortung und ihren staatsbürgerli- 
chen Pflichten für nicht vereinbar, weiter- 
hin zu dieser Entwicklung zu schweigen, 
die unter dem mißverständlichen Namen 
„Demokratisierung der Universität" voran- 
getrieben wird. Sie hat die Beschränkung 
der Freiheit von Forschung und Lehre und 
damit eine Verkümmerung der Wissen- 
schaft selbst zur Folge." 

Es ist für die Unterzeichner gewiß gefähr- 
lich, die „elementaren Strukturprinzipien" 
der bisherigen Universitätsverfassung „zu- 
gunsten bisher unbekannter Grundsätze 
außer Kraft" zu setzen: ihre Monopolstel- 
lung im Wissenschaftsbetrieb würde da- 
durch nämlich angegriffen. 
Dieser reale Hintergrund wird durch das 
vordergründig ideologische Tränenvergie- 
ßen über das bedrohte „Wesen der deut- 
schen Hochschule" eher verdeutlicht als ka- 
schiert. 
Man sollte die Tatsache nicht unterschät- 
zen, daß ca. 1500 Professoren dieses Mani- 
fest unterzeichnet haben: Sie gibt in einer 
Deutlichkeit, die man bisher vermißte, 
Auskunft über das reaktionäre Potential in 
der Professorenschaft. 
In Bochum unterschrieben u. a.: Auweiler, 
Busse v. Cölbe, Esser, Greeven, Resting, 
Köllmann, Meyer-Dohm, Mikat, Papalekas, 
Reichardt, Schilcher, Schmale, Schnur, 
Watrin. 
Die HSU-Fraktion wird heute abend im SP 
einen Antrag zum Marburger Manifest ein- 
bringen: die RUHR-REFLEXE werden den 
Text einer eingehenden Analyse unterzie- 
hen. 

Die Wahlergebnisse 

Bochum. (BSZ) — Während in der Mensa 
heiße Rhythmen die mittäglichen Eintopf- 
schwaden vertrieben, saßen in der Wahl- 
nacht im IB-Gebäude die Wahlhelfer zu- 
sammen und zählten unter mehrfacher Kon- 
trolle die abgegebenen Stimmen. 
Die Wahlbeteiligung, absolut etwa gleich 
hoch wie im letzten Jahr, ist relativ zu- 
rückgegangen auf 47,26 Prozent. Kein über- 
wältigendes Ergebnis! Vor allen Dingen 
war es deshalb erstaunlich, weil nach den 
Aktionen des Sommersemesters ein Enga- 
gement bei Gegnern und Freunden des 
AStA-Kurses hätte erwartet werden müs- 
sen. 
Das Parlament umfaßt in der nächsten Le- 
gislaturperiode 39 Sitze. Davon sind z. Z. 
nur 37 besetzt, weil sich in zwei Abteilun- 
gen kein Direktkandidat zur Wahl stellte. 

Wahlbeteili- 
gung in "/u Abteilung 

I (Ev. Theologie) 54,46"/« 
II (Kath. Theologie) 49,21"/» 

III (PPP) 49,40»/» 
IV (Geschichtsw.) 54,27"/» 
V (Philologie) 48,57»/» 

VI (Rechtswiss.) 43,61"/» 
VII (Wirtschaftsw.) 44,66"/» 

VIII (Sozialwiss.) 61,52"/» 
XI (Mathematik) 45,OJ°/i» 

XII (Physik) 47,83»/« 
XIII (Geowiss.) 44,94«/» 

XVII (Theor. Medizin) 
XVIII (Prakt. Medizin) 80,97"/» 

Gesamtwahlbeteiligung 47,26»/» 

Uni-Fundbüro 
Bochum. (BSZ) — Ab September 1968 soll 
in der Universität ein zentrales Fundbüro 
eingerichtet werden. Für die Übergangszeit 
gilt folgendes Verfahren: Fundgegenstände 
sollen beim Pförtner im Gebäude IB abge- 
geben werden, der sie in ein Fundbuch ein- 
trägt, aufbewahrt und gegen Quittung an 
den Verlierer aushändigt. 

Frauen-Ruhrkreis 

sucht Interessenten, die unentgeltlich 
Nachhilfestunden erteilen. 

Bitte, melden Sie sich bei der 
RSZ-Redaktipn, Baracke 8! 

Wahlgemeinschaft 
SITZVERTEILUNG 

Listenmandat Direkimandat Mandate 
insgesamt 

SHB 
FHV 
HSU 
SDS 
„WUS" 
GUNST 
BSU 
LUS 
Unabhg. 

(26,58 "/») 
(21,13«/») 
(15,61 »/«) 
(11,12»/») 

(9,24 »/») 
(9,06 «/») 
(4,14»/») 
(2,23 »/») 

12 
7 
6 
3 
2 
4 
1 
1 

1 

Total 26 (100»/«) 11 37 

Anzahl der erhaltenen Stimmen 
SHB FHV- HSU SDS „WSU" GUNST BSU 

Wg. 
LUS 

Abt. I: 
Abt. II: 
Abt. III: 
Abt. IV: 
Abt. V: 
Abt. VI: 
Abt. VII: 
Abt. VIII: 
Ahl- XI: 
Abt. XII: 
Abt. XIII: 
Abt. XVII: 
Abt. XVIII: 

21 
6 

61 
35 

290 
95 

111 
63 
46 

3 
11 

6 
3 

6 
5 

22 
25 

120 
122 
205 
48 
32 

1 
9 
2 

10 
I 

91 
18 

100 
35 
70 
75 
30 

3 
6 
1 
1 

11 
4 

47 
9 

103 
30 
32 
43 
22 

1 
1 
5 
6 

4 
33 

8 
6 

75 
50 
64 

6 
7 
3 
4 

2 
6 
5 
4 

29 
11 
16 
2 
7 

4 
88 
82 

6 
4 
7 

29 
33 
29 

4 
2 

2 

1 

1 
1 
5 
1 

21 
10 
10 
2 
0 

1 
1 
1 

751 597 441 314 261 256 117 63 

Kein Mißtrauen gegen Göttinger Studentenrat 

Göttingen (dpa). Mit eindeutiger Mehrheit 
hat die Göttinger Studentenschaft in einer 
Urabstimmung den Antrag abgelehnt, dem 
Studentenrat das Mißtrauen auszusprechen. 
Die Aktion war eingeleitet worden, nach- 
dem der Studentenrat einer Blockade des 
Auditoriumsgebäudes während der Protest- 
aktionen gegen die Notstandsgesetzgebung 
Ende Mai nachträglich seine Zustimmung 
gegeben hatte. 

Saarbrücken verläßt VDS 

Saarbrücken (dpa). —- Das Studentenparla- 
ment der Saar-Universität hat nachträglich 
den Austritt des Allgemeinen Studenten- 
ausschusses aus dem VDS gebilligt. Der 
Austritt war bereits vor einiger Zeit er- 
klärt worden, weil bei einer Reihe grund- 
legender Probleme — so in der Frage des 
politischen Mandats —- keine Einigung mit 
dem Verband erzielt werden konnte. 

nur 

98 

500g 

o 

^ In allen KONSUM Fleischläden 

■Sf? 

Schweine- 

schulter 
wie gewachsen 

...auf alle Angebote erhalten Mitglieder Rückvergütung 

Granny-Smilh-Apfel 
saftig, frisch 500 g -,84 

U8 

-,98 

nur 

* 

* 

Delikateß- 

100g Aufschnitt 
Zungenwurst, Gek. Vorderschinken, 
Fleischmagen 

TIKO-Schollenfilels 
grätenfrei, küchenfertig 300-g-Paket 

Rhein. Gouda-Käse 
I 45% Fett I. Tr, 200 g 

CIRKEI-Kaffee .Milde Sorte' a an 
I eine feine Kaffeemischung 250-g-Paket llgllw 

I Himbeer-Sirup 1 ja 
aus reifen, sonnensüßen Früchten 0,7-l-FI. I 

Frische Kartoffeln 
sehr schmackhaft 2,5-kg-Beutel 

Puten-Hinterviertel 
gefroren, vollfleischig 500 g 2,28 

Oldenhof-Knacker 
einfach 4x90 g, Glas 

Erfrischungswaffeln 
mit feiner Füllung 350-g-Beutel 

198 

1,28 

Friedrichsdorfer Zwieback 
knusprig frisch 250-g-Beutel -,75 

Trauben-Nuß-Schokolade 
die schmeckt prima 200-g-Tafel -,98 

Diogenes-Liköre 
Erdbeer, Mocca, Kirsch-Whisky je 0,5-l-FI. 3,95 

nur 

Frutera 

, ,,, Junge Erbsen 
JJ •/ I mittelfein 

^ose Groko- Holl. 

Brechbohnen 

Campingliege .<=, to rat 
' mehrfach verstellbar, Gr. 190x60 cm Stück IllgW 

Camping-Klappsessel 
Stahlrohrrahmen mit festem Bezug Stück 7,95 
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Frißt die Revolution ihre Eltern? 

Peter Kress fragt Hilmar Hoffmann 

BSZ: Herr Holl mann, vierzehn Jahre lang 
galten die Oberhausener Kurzfilmtage als 
eine Enklave für Entwicklungen außerhalb 
kommerzieller und politischer Abhängig 
keiten. Die Tatsache, daß hier schon vor 
Jahren Filme aus der DDR und dem Ost 
block laufen konnten, führte sogar soweit, 
daß Oberhausen gelegentlich als „rotes" 
Festival apostrophiert wurde. Plötzlich 
1968 soll sich dies aber alles geändert ha 
ben. Mit den Auseinandersetzungen um 
Costards „Besonders wertvoll" wurde ver- 
sucht, Ihr Festival zu sprengen. Wie erklä- 
ren Sie sich, daß plötzlich selbst Oberhau- 
sen zum Objekt revolutionärer Angriffe 
gemacht wurde? 
Hoffmann: Je liberaler ein Festival ist, um 
so breiter ist spjne Angriffsfläche. Da die 
Liberalität aber selbst in Oberhausen da 
Grenzen hat, wo das Gestrüpp des Straf- 
gesetzbuches begipnt, schien hier für die 
Kritiker der dialektische Ansatzpunkt ge- 
geben, indem man der Festivalleitung als 
einen Akt der Zensur anlastete, was die 
Gesellschaft sich selbst an Normen auf- 
erlegte. Der § f84 ist keine Einrichtung 
des Oberhausener Festivals, sondern ge- 
sellschaftliche Institution. Wer den Para- 
graphen liquidieren möchte, kann nicht ein 
Festival dafür nehmen, sondern er muß die 
Gesellschaft selbst verändern, um mit ihr 
neue Gesetze zu entwerfen, die der zu- 
künftigen Entwicklung standhalten. Daß 
Oherhausen nicht unter das Verdikt der 
Prüderie geraten kann, beweisen nicht nur 
Filme wie Fireworks, Scorpio Rising oder 
Relativity, sondern das demonstrierte ge- 
rade das diesjährige Oberhausener Pro- 
gramm mit Filmen, die die Filmselbstkon- 
trolle unbeanstandet nicht passieren wür- 
den . . . 
... Das freizügige schöne Detail ist heute 
nicht nur im Spielfilm, sondern in noch 
stärkerem Ausmaße seit etwa zwei Jahren 
im Kurzfilm anzutreffen. Auch diese Ent- 
wicklung, wenn sie als repräsentativ hin- 
genommen werden kann, darf ein Festival, 
das vorgibt, mit den Filmen auch die Strö- 
mungen der Zeit zu registrieren, nicht un- 
terschlagen. Der Verdacht, dem sich das 
Festival dabei aussetzt, muß ihm ebenso 
gleichgültig bleiben wie vor Jahren jener, 
ein „rotes Festival" zu sein. 
BSZ: Herr Hoffmann, man zählt Sie per- 
sönlich zu den kultur-politisch antireaktio- 
nären Kräften; selbst die Protestanten von 
Oberhausen gestehen Ihnen zu, daß Sie 
auf der Seite derjenigen stehen mächten, 
die für die Meinungsfreiheit kämpfen. 
Gleichzeitig wird aber behauptet, die Ent- 
wicklung sei über Sie hinweggegangen 
und Sie müßten heute dort stehen, wo Sie 
eigentlich nicht sein möchten. Wie stellen 
Sie sich zu diesem Vorwurf? 
Hoff mann: Der Film Besonders wertvoll 
muß unter zwei Aspekten diskutiert wer- 
den: einer ist die Argumentation wider 
das Filmförderungsgesetz, der andere das 
ist die Wahl der Mittel, die für die Polemik 
gewählt wurden, über die Mittel muß hier 
nicht noch einmal diskutiert werden, in 
deren Ablehnung setzt sich bekanntlich 
der Oberhausener Eklat voraus. Auch zur 
Sache selbst ist allgemein bekannt, daß ich 
lange vor Verabschiedung des Filmförde- 
rungsgesetzes gegen dieses polemisiert habe 
und auch heute noch der Meinung bin, daß 
es zumindest für den Kurzfilm keine wirk- 
same Hilfe bedeutet. Ich teile also so ge- 
sehen den kritischen Ausgangspunkt der 
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Protestanten. Wenn aus der Ablehnung 
der Mittel gefolgert wird, die Entwicklung 
sei über uns hinweggegangen, so nehmen 
wir diesen Vorwurf hin. Die Freiheit der 
Meinung konnte auf der Oberhausener 
Leinwand bis zu ihrer radikalen Artiku- 
lation bislang immer vertreten werden, 
und das wird auch in Zukunft so bleiben, 
oder es wäre nutzlos, das Festival weiter- 
hin zu leiten. 
BSZ: Die Ereignisse um „Besonders wert- 
voll" boten den äußeren Anlaß für den 
Protest der Jung-Filmer in Oberhausen. 
Die Ursachen dafür liegen aber offensicht- 
lich tiefer. Glauben Sie, daß Oberhausen in 
diesem Jahr, vorausgesetzt, man hätte ohne 
Komplikationen den Stein des Anstoßes 
(sprich Costard) vorgeführt, trotzdem von 
Unruhen heimgesucht und in das Feuer 
einer Kritik von links geraten wäre? 
Hoffmann: Ich glaube nicht, daß ohne die 
Absetzung des Besonders wertvoll genann- 
ten Skandalons Oberhausen von Unruhen 
„heimgesucht" worden wäre, denn erst 
recht die Hamburger Gruppe um Helmuth 
Costard, die sich mit ihm gegen die Ab- 
setzung dieses Films solidarisiert hatte, 
war überaus repräsentativ im Wettbewerbs- 
programm vertreten. Diese Gruppe ist 
übrigens nicht pauschal als links einzustu- 
fen, etwa in dem Sinne wie der SDS ge- 
sehen wird. Es kann nach meinen Beob- 
achtungen von einer Kritik von Links am 
Oberhausener Festival auch nicht die Rede 
sein. Dies ist für den, der Oberhausen 
wirklich kennt, geradezu absurd. 
BSZ: Die ersten Unruhen gab es in diesem 
Jahr beim „4. Internationalen Experimen- 
talfilm-Wettbewerb" in Knokke. Dort war 
der Protest nicht gegen ein, in Belgien in 
der Form ja nicht existierendes, Filmför- 
derungsgesetz Toussaintscher Prägung ge- 
richtet, sondern es ging den Demonstranten 

viel allgemeiner um die „Freiheit der 
Kunsf". Glauben Sie, daß trotzdem irgend- 
welche irgendwie gearteten Zusammen- 
hänge zwischen den Ereignissen in Knokke 
und in Oberhausen gesehen werden müs- 
sen? 
Hoffmann: „Die Freiheit der Kunst" war 
auch in diesem Jahr in Knokke nicht be- 
droht. Die Proteste in Knokke richteten 
sich vielmehr dagegen, daß die dort vor- 
getragene Kunst sich die Freiheit nahm, 
auf politische Themen zu verzichten. Der 
Protest richtete sich in Knokke gegen ein 
Festival, das der Diskussion um Vietnam 
ausweichen wollte. Dieses Motiv entfiel in 
Oberhausen. In Oberhausen wurden vier 
zum Teil abendfüllende Dokumentarfilme 
aegen den Krieg in Vietnam gezeigt. 
Einer davon, Chris Markers 6äme Face 
du Pentagone, erhielt sogar den Großen 
Preis ugd kann daher als programmatisch 
für das festival und als Auskunft über die 
Qualifikation der Jury gelten. Daß die 
Vietnam-Thematik beim Oberhausener 

Hilmar Hoffmann beim BSZ-Interview. 

Kurzfilmvestival einen zeitlich derart brei- 
ten Raum einnahm, gehört zu dessen Selbst- 
verständnis. Ein Festival, das zu einem 
Drittel Dokumentarfilme zeigt, die die Welt 
bedeuten, kann zum wichtigsten Thema, 
das die Welt beunruhigt, nicht schweigen. 
BSZ: Die ^Revolution in Oberhausen war, 
sieht man von Knokke ab, nur der erste 
Versuch, Festivals als „Produkte reaktio- 
närer Kunstdiktatur" in die Luft zu spren- 
gen. Inzwischen wurden, und im Gegen- 
satz zu Oberhausen, erfolgreich, mehrere 
Festivals, denken Sie an Cannes und Mai- 
land, kaputtgemacht. Glauben Sie, daß alle 
diese Ereignisse in einem ursächlichen 
Zusammenhang miteinander stehen? 
Hoffmann: Man muß differenzieren: In 
Cannes kann man ganz sicher von reak- 
tionärer Kunstdiktatur sprechen, denn an 
der Croisette fand in erster Linie immer 
der Jahrmarkt des kommerziell abgesicher- 
ten Films statt. Der Kurzfilrn aber ist außer 
in den sozialistischen Ländern und in Ka- 
nada in den meisten Fällen frei finanzier- 
tes oder nicht selten erhungertes Kunst- 
produkt. Hier kann also von einer Diktatur 
kommerzieller Interessen nicht die Rede 
sein. Das gilt für Oberhausen etwa, für 
Knokke oder Pesaro gleichermaßen. Wenn 
man unter reaktionär jedoch alle anderen 
Ergebnisse als die der ganz und gar un- 
konventionellen jeweils jüngsten Welle, in 
deren Augen sich die Ergebnisse der vor 
ein, zwei Jahren noch Jungen als reak- 
tionäre Kunst ausmachen, dann trifft die- 
ser Vorwurf allerdings auch Oberhausen. 
Selbst Mitglieder der Hamburger Gruppe, 
soweit es sich um inzwischen publizistisch 
anerkannte Filmemacher handelt, werden 
heute bereits von den Nachdrängenden 
zum Establishment notiert. . . 
Die Revolten gegen die Festivals stehen 
stelbstverständlich in einem gewissen ur- 
sächlichen Zusammenhang, auch wenn die 
Motivationen, unter denen die Frontal- 
angriffe sich ausgeben, voneinander unter- 

schieden sind. Insbesondere solche Film- 
festivals, die auf ihrer Leinwand eine 
Analyse der Wirklichkeit doch geben wol- 
len, müssen damit rechnen, daß die Ver- 
änderungen der Gesellschaft, auf die unsere 
kritische Generation drangt, die Plattform 
einbezieht, die Impulse für Veränderungen 
stimuliert. 
Es ist nur die Frage, ob die jungen Filme- 
macher auch diejenigen Plattformen, die 
sie zumindest im Ansatz akzeptieren, als 
ihre eigene Basis gleich zerstören sollten, 
wepn sie eigentlich nur Veränderung zu 
ihren Gunsten meinen- Die Notwendigkeit 
von Veränderungen, auch in Oberhausen, 
wird nicht bestritten. Beide, das Festival 
und der Film, können dadurch nur gewin- 
nen. 
BSZ: Herr Hoffmann, sehen Sie irgend- 
einen, und wenn ja, welchen Zusammen- 
hang zwischen den tagespolitischen Ereig- 
nissen der letzten Monate in Deutschland, 
Frankreich und anderen Ländern, und den 
kulturpolitischen Revolutionsversuchen? 
Glauben Sjß persönlich, daß es primär 
politische, oder primär kunst- und kultur- 
politisch-immanente Probleme sind, die zu 
einer Entwicklung, wie wir sie im Augen- 
blick haben, führten? 
Hoffmann: Selbstverständlich. Die' gesell- 
schaftlichen sind ohne die kulturpolitischen 
Veränderungen nicht denkbar, im Gegen- 
teil, sie setzen m. E. ihre Wirksamkeit in 
diesen sogar voraus: gerade der Film ist 
ein wesentliches Medium, Veränderungen 
im Bewußtsein der Menschheit zu bewir- 
ken, und das heißt nichts anderes, als ge- 
gen die tradierten Formen unserer Gesell- 
schaft überall da zu revoltieren, wo diese 
brüchig geworden sind. 
BSZ: Herr Hoffmann, glauben Sie, daß 
diese politischen Destruktionsbestrebun- 
gen erfolgreich und auch von größerer 
Dauer sein werden, so daß im Endeffekt 
Festivals, wie wir sie bisher hatten, nicht 
mehr existieren werden, sondern nur be- 
stenfalls noch Sub-Kultur-Festivitäten? 
Hoffmann: Zunächst einmal glaube ich 
nicht, daß man so generell von „Destruk- 
tionsbestrebungen" sprechen, kann. Ich 
glaube, daß z. B. in Provokationen geklei- 
dete Kritik an Oberhausen in diesem Jahr 
in einer ehrlichen Besorgnis ihre Ursache 
hatte: man möchte ein progressives Forum 
durch äußere Einflüsse in seinem Enga- 
gement nicht eingeschränkt sehen. In all 
den Fällen, wo Festivals den Film zu einem 
Vorwand für gesellschaftliche Ambitionen 
degradieren, entsteht für den Film, den 
wir meinen, kein Verlust, wenn diese 
Plattform zerstört wird, die ohnedies nicht 
die seine ist und nicht sein kann. Dies 
genau sind die Festivals, die Sie in Ihrer 
Frage als Sub-Kultur-Festivitäten be- 
zeichneten. 
BSZ: Herr Hoffmann, es wird auch in 
Oberhausen, das sich bis jetzt dadurch 
auszeichnete, ein progressives Festival zu 
sein, ein Festival ohne das Theater und 
den etwas unzeitgemäß verstaubten Pomp 
von Show-Festen ä la Berlin und Cannes, 
nicht zu umgehen sein, im nächsten Jahr 
verschiedenes zu verändern. In welcher 
Form und mit welchen Abweichungen vom 
bisherigen Stil und Programm planen Sie 
Oberhausen für 1969? Oder meinen Sie 
etwa, daß es kein „nächstes Jahr" für 
Oberhausen geben wird? 
Hoff mann: Es wird die XV. Westdeutschen 
Kurzfilmtage in Oberhausen geben, aller- 
dings nach einer gründlichen Umstruktu- 
rierung, die den Forderungen, wo immer sie 
berechtigt sind, entgegenkommen werden. 
Insbesondere die Aus Wahlprinzipien wer- 
den auf die Erfordernisse des Jahres 1970 
abgestellt sein müssen, und d. h. auf den 
jeweils neuesten Stand filmischer Entwick- 
lungen. Denn, ein Festival sollte in keinem 
Fall sich selbst, sondern dem Film dienen. 
Es sollte die Maßstäbe des Films nicht dik- 
tieren, sondern suchen und als Grundlage 
für die eigenen nehmen. 
BSZ: Herr Hoff mann, wir danken Ihnen für 
dieses Gespräch. 
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Ruhrfest-„Nach-Spiele 
44 

War im letzten Jahr die Eigeninszenierung 
des „Jungen Forum" der Ruhrfestspiele — 
ein Brecht-Lehrstück — wegen „mangelnden 
Publikumsinteresses" noch vor der ersten 
Aufführung wieder abgesetzt worden, so 
kann Wallraffs Polit-Dokumentation „Nach- 
spiele" in diesem Jahr wenigstens die drei 
vorgesehenen Male über die Bühne gehen. 
Wenn auch kastriert und von den Veran- 
staltern auf dem Programmzettel im voraus 
mit einem Dementi jeglicher politischen 
Stellungnahme versehen. 
Das zeigt: der Schreibauftrag an Wallraff 
war streng eingegrenzt; es ist eine takti- 
sche Frage, ob Wallraff recht getan hat, 
ihn dennoch anzunehmen und auszufüh- 
ren. 
Das Stück versucht, die Wirksamkeit von 
Grundgesptzartikel 1 an drei Themen kri- 
tisch zu illustrieren. Es addiert Einzeldoku- 
mentationen zu Studentenhetze, Kommuni- 
stenverfolgung und subtil-brutale Formen 
des Arbeitskampfes. Zumindest mit Thema 
zwei und drei wird nützliche Information 
geliefert. Mehr aber nicht. Die Kritik Wall- 
raffs bleibt punktuell. Der Addition von 
Härtefällen fehlt der Versuch, sie system- 
immanent zu erklären. Daher gerät die 
Bilanz der anschließenden Diskussion, die 
Qualitätsmesser der Publikumswirkung ist, 
negativ: entweder allgemeine Lebensmoral 
oder pedantische Faktenkontrolle. 
Und doch greift diese Argumentation ge- 

genüber dem Stück zu kurz. Denn sie be- 
schränkt sich von vornherein auf den Blick- 
winkel der Veranstalter, die meinen, die 
Dokumentation als „Stück gewerkschaftli- 
cher Kulturarbeit" vereinnahmen zu können. 
Man argumentiert von einer Basis aus, die 
man gleichzeitig am Stück kritisiert: poli- 
tisches Theater nur als politische Ersatz- 
handlung, als Ventil überschüssiger Empö- 
rung. 
Mit der Namensnennung der Firmen im 
dritten Teil systematisiert Wallraff die Pro- 
zeßerfahrungen, die er selbst und Max von 
der Grün mit Firmennennungen bei ihren 
Buchpublikationen gemacht haben. 
Die Nach-Spiele verstehen sich nur als Vor- 
spiele, wenn das Vorhaben klappt, wenn 
die genannten Firmen auch wirklich gegen 
die Dokumentation der Vorkommnisse pro- 
zessieren, für deren Wahrheitsbeweis 
Wallraff persönlich bürgt. 
Dann wäre seine szenische Dokumentation 
ein schöpferisches Experiment: die gesell- 
schaftlichen Widersprüche werden nicht 
mehr auf dem Theater dargestellt und aus- 
diskutiert; Wallraff versucht sie mit dem 
Mittel des Theaters in der Wirklichkeit zu 
provozieren. Denn dort gehört die Ausein- 
andersetzung hin. Das kann nur gelingen, 
wenn der Text des Stücks (KONKRET 
bringt einen Teilabdruck, VOLTAIRE druckt 
es ganz) weitestreichende Publizität erhält. 
Die ist zu propagieren. pactal 
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BOCHUM 
Kortumstraße 95 - Ruf 6 25 41 

IMMER wenn s um Geld geht... 

SPARKASSE 

in Querenburg direkt in der Nähe der Uni 

Im Westenfeld 22 Tel.: 511015 

... gieich neßen dez Werna IHRE 

BUCHHANDLUNG 

BROCKMEYER 
465 BOCHUM-QUERENBURG 
Lennershofstraße 70 . Ruf 51 13 60 

Europäische 
Marken-Teppiche 

Führendes Haus in 
Western-Bekleidung 

Twen Shop 
Bekleidung für 
junge Leute 

Rücklaufbestände 
der US-Armee 

VERKAUF 

H. PETERMANN 

Dortmund - Helle 9 - Telefon 52 3952 

Bochum - Rathausplatz 8 - Telefon 66939 

Wuppertal-Elberfeld - Robert-Daum-Platz -Telefon 511959 

WESTFALENBANK 

IHRE BANK IN QUERENBURG 

Zweigstelle 
Ruhr-Universität 
Lennershofstr. 70 
Tel.: 511315 

Zweigstelle 
Bochum-Querenburg 
O Verberg str. 7 
Tel.: 511012 

Sie können Bankgeschäfte jeder Art in beiden 
Zweigstellen abwickeln. Ihre Studien-und Sozial- 
gebühren können Sie kostenlos bei uns einzahlen. 

WESTFALEN BANK Aktiengesellschaft Bochum 
Huestraße 21-25 

GETRÄNKE VON 
INTERNATIONALEM 
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Betr.: „Pressestelle tendenziös? über die 
Freiheit des Unternehmens-Instituts" in 
der BSZ vom 3. Mai 1968 
Die Ausführungen des genannten Artikels 
lassen erkennen, daß dem Verfasser, Herrn 
A. W. Michael jun., der Begriff der jour- 
nalistischen Sorgfaltspflicht unbekannt ist. 
Bei einer Erkundigung im Dekanat der Ab- 
teilung für Wirtschaftswissenschaft oder im 
Institut für Unternehmungsführung und 
Unternehmensforschung hätte er folgende 
Tatsachen erfahren: 
1. Die Mittel im Rahmen der Bertelsmann- 
Gastdozentur für Unternehmungsführung 
werden dem Institut für Unternehmungs- 
führung und Unternehmensforschung ohne 
jede Auflage überlassen. 
2. Die Mittel der Bertelsmann-Gastdozen- 
tur werden durch die Universität verwal- 
tet und unterliegen somit der üblichen 
Rechnungsprüfung. 
3. Die Bertelsmann-Gastdozentur soll das 
Lehrangebot der Abteilung für Wirtschafts- 
wissenschaft besonders im Hinblick auf die 
von den Studenten der Wirtschaftswissen- 
schaft immer wieder geforderte Praxisnähe 
erweitern. Die bisherigen Vortragsreihen 
und Einzelveranstaltungen legen davon 

BSZ-Leser 

antworten 

Zeugnis ab, daß dieses Ziel im Rahmen des 
Möglichen voll verwirklicht worden ist. 
4. Stiftungsmittel wie die der Bertelmann- 
Gastdozentur sind zweckgebunden. Sie 
können nicht im Rahmen der Universität 
verteilt werden. 
5. Die Fakultät und die Fachschaft begrü- 
ßen nachdrücklich die Bereitschaft privater 
Stifter, Lehre und Forschung an der Abtei- 
lung für Wirtschaftswissenschaft durch die 
Bereitstellung von Mitteln zu fördern. Sie 
verurteilen eine Verdächtigung der Stifter 
— hier des Hauses Bertelsmann —, mit 
Hilfe der Stiftungsmittel unvertretbare, 
eigennützige Zwecke zu verfolgen, auf das 
entschiedenste. Die Universität könnte sich 
glücklich schätzen, wenn dem Beispiel des 
Hauses Bertelsmann andere Firmen folgen 
würden, um zum Beispiel auch die vom 
Verfasser des Artikels genannten wichti- 
gen Forschungsgebiete zu unterstützen 
Der Verfasser hat mit seinen Ausführun- 
gen der Universität in bezug auf mögliche 
weitere Stiftungen einen schlechten Dienst 
erwiesen. 
Prof. Dr. Meyer-Dohm 
Dekan 

Fachschaft Wirtschaftswissenschaft 
Der Fachschaftssprecher 

Für Könner und Kenner 
VW Standard 

6/62, generalüberholt und 
geTÜVt, für 900 DM. 

Telefon 6 69 51 

Betr.: Leserbrief (BSZ Nr. 27) 
Die Kommilitonin Gabriele Morschöck wen- 
det sich in ihrem Brief gegen die Veröf- 
fentlichung eines (Brust-)Aktfotos in der 
BSZ, und zitiert, um ihre Entrüstung zu 
stützen, bezeichnenderweise das erzreak- 
tionäre MdR Heinrich von Treitschke (1834 
bis 1896), das für einen autoritären Macht- 
staat mit starker Reichsgewalt eintrat. 
In der Tat: ein Volk, dessen Frauen (und 
Männer) aufgehört haben, sich zu schämen 
über die gräßlichen Verbrechen, die in sei- 
nem Namen begangen worden sind, ein 
Volk, dessen Männer und Frauen aufgehört 
haben, sich zu schämen über die unvorstell- 
baren Verbrechen, die tagtäglich in Viet- 
nam, Nigeria und Biafra begangen werden, 
ein Volk, dessen Männer und Frauen zu 
diesen Verbrechen schweigen, aber sich 
über Aktfotos entrüsten, weil sie — viele 
Bürger unseres Volkes — wie Gabriele 
Morschöck in einer spießigen, auf Unwis- 
senheit beruhenden Sexualmoral des 19. 
Jahrhunderts befangen sind — von einem 
solchen Volk kann man in der Tat behaup- 
ten, es sei „dem Untergang geweiht". 

Gerhard Urboneit 
stud. phil. 
Dortmund 

Kriegsdienstverweigerung als Wehrübung 

BOCHUM. (BSZ) — Angesichts der stei- 
genden Anzahl von Kriegsdienstverweige- 
rern, so ließ CDU-MdB Zimmermann, Mit- 
glied des Verteidigungsausschusses, ver- 
lauten, müsse man sich überlegen, ob nicht 
das Grundgesetz einer Änderung bedürfe. 
Was das Grundgesetz als verfassungswid- 
riges Recht verbrieft — GG 4,3: „Niemand 
darf gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst 
mit der Waffe gezwungen werden" — wird 
von einer breiten Öffentlichkeit immer noch 
als Sonderrecht betrachtet, das sich eine 
Minderheit herausnimmt. Die Informatio- 
nen über die Alternativen zum Wehrdienst, 
der zivile Ersatzdienst oder eine Verpflich- 
tung beim Entwicklungsdienst, sind spär- 
lich. 
Die Diskriminierung des Kriegsdienstver- 
weigerers zeigt sich nicht nur innerhalb 
der Gesellschaft, wo er wegen seiner 
Überzeugung vielfach als Querulant oder 
Drückeberger abgestempelt wird, sondern 
auch am Verfahren der Anerkennung sel- 
ber: In einer ausführlichen Selbstdarstel- 
lung sollen dem Ausschuß Lebensgang, Be- 
rufsausbildung, Hobbys, etc. unterbreitet 
und die Motive der Kriegsdienstverweige- 
rung erläutert werden. 

Da sich vielfach selbst Verweigerer über 
ihre Position nicht im klaren sind, rich- 
teten die Studentengemeinden der Ruhr- 
Universität eine Beratungsstelle für Kriegs- 
dienstverweigerer ein. Seit ihrem Bestehen 
informierten sich 40 Schüler und Studenten 
bei Walther Kohlhoff, 24, der die Bera- 
tung durchführt, über die Möglichkeiten, 

als Kriegsdienstverweigerer anerkannt zu 
werden. 
Die Mehrzahl war der irrigen Auffassung, 
sie nähme ein Sonderrecht in Anspruch. 
Die gesellschaftliche Aversion gegen Nicht- 
Konformisten fand ihren Niederschlag in 
der Sorge, daß aus der Verweigerung wirt- 
schaftliche und soziale Nachteile erwach- 
sen könnten. Die Gründe für die Verwei- 
gerung waren häufig unreflektiert und 
hätten den Fragen des Prüfungsausschus- 
ses nicht standgehalten. Hier versucht man 
in einem ausgedehnten Gespräch den Nach- 
weis der Gewissensentscheidung zu unter- 
graben. Der Bewerber wird nach seiner 
Haltung zu Notwehr, Recht auf Widerstand, 
gesellschaftlicher Verwantwortung usw. be- 
fragt. Gelegentlich prüft man die Motive 
sogar in historischen Exkursen („Was hal- 
ten Sie von Bismarck?"). 
Bei diesem Verfahren ist nicht nur diskri- 
minierend, daß die Beanspruchung eines 
Grundrechts ausführlich begründet werden 
muß. Vielmehr wird der ungeschulte 
Kriegsdienstverweigerer häufig nicht in der 
Lage sein, der Prüfungstaktik wirksam zu 
begegnen. 
Bei der Beratungsstelle der ESG und KSG 
steht umfangreiches Material über die Ar- 
gumentation der Prüfungsausschüsse zur 
Verfügung. Ratsuchende erhalten Auskunft 
über ihre juristische Position, über Präze- 
denzfälle, Einspruchsmöglichkeiten, den zi- 
vilen Ersatzdienst usw. In kritischen Fäl- 
len leistet die Internationale der Kriegs- 
dienstverweigerer Rechtshilfe. 

Die Schwierigkeiten des Verfahrens und 
gesellschaftliche Vorurteile machen die 
Kriegsdienstverweigerung zu einer Wehr- 
übung gegen ein versteinertes Unverständ- 
nis des Grundgesetzes und das deutsche 
Selbstverständnis des Untertans, das in 
einer bedingungslosen Bejahung der Wehr- 
pflicht geronnen ist. So blieb auch eine 
Flugblattaktion der Studentengemeinden 
ohne Erfolg, in der die Schulleitungen der 
Bochumer Schulen gebeten wurden, auf die 
Beratungsstelle für Kriegsdienstverweige 
rer hinzuweisen. 
Die Beratungsstelle für Kriegsdienstver- 
weigerer in Baracke 9 bleibt weiterhin 
dienstags zwischen 18 und 20 Uhr geöffnet. 
Schriftliche Anfragen gehen an Walther 
Kohlhoff, 43 Essen-Überruhr, Lehmanns 
Brink 6. tiedemann 

Aufgeschnappt 
„Es wird Zeit, daß wir wieder nach Hause 
kommen: da wird einem der" Sozialismus 
wenigstens nicht durch die Realität ver 
miest." 
SHB-Jörder, als er einmal in Leipzig weil 
te. 

„Was könnte man aus diesem Land ma- 
chen, wenn man hier einen gesunden Kapi- 
talismus einführen würde." 
Alt-Parlamentarier Ludger Anselm Ver- 
steyl, als er einmal abends um 22 Uhr in 
Leipzig kein Bier mehr erhielt. 
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In stillem Optimismus: 
radikale. 
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Wichtig für alle Studenten 

der Universität Bochum/Essen 

Die Debeka, Lebensversicherungsverein auf Gegenseitigkeit, die über 1,5 Milliarden DM Versicherungssumme aufzu- 
weisen hat, bietet den notwendigen Lebensversicherungsschutz in jeder gewünschten Form - auch für den Fall vor- 
zeitiger Invalidität. 
Mit ihrem leicht überschaubaren Gewinnsystem hat die Debeka etwas Besonderes zu bieten. 
Schon für das zweite, bei Laufzeiten von mehr als 25 Jahren für das dritte Versicherungsjahr werden hohe Gewinn- 
sätze gewährt. Der Versicherungsnehmer kommt damit schon frühzeitig in den vollen Genuß der Gewinnanteile. Auf 
ihre Höhe ist nämlich die abgelaufene Versicherungsdauer ohne jeden Einfluß. Berechnungsgrundlage ist einzig und 
allein die Versicherungssumme. 

Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit 

Hauptverwaltung: 54 Koblenz, Südallee 15—19 
Bezirksverwaltung: 46 Dortmund-Marten, Haumannstraße 16 

Weitere Bezirksverwaltungen in allen größeren Städten des Bundesgebietes 

SIE BFiAUCHEN AUCH DEN 

FACHMANN-SIEBF1AUCHEN 

KEIL& KATH 

TEPPICHE UND GARDINEN 

BOCHUM, BONGARDSTR. 24/28 
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HALLO! 

Wir haben für Sie noch Plätze besorgt 

Cala Figuera, Mallorca dm 390,— 

Segeln a. d. Ammersee dm 268,— 

Prag dm 179,— 

und vieles andere mehr 

Beratung und Buchung bei: 
STUDENTEN-REISEDIENST BEIM STUDENTENWERK BOCHUM e. V. 

463 Bochum, Lennershofstraße 66, Baracke 8 (neben der Mensa), Tel. 51 14 57 

KENNEN SIE SCHON UNSER EINKAUFS-CENTER? 

L 
WIR FÜHREN: 
LEHRMATERIALIEN 25 WESTDEUTSCHER GROSSVERLAGE, 
STUDIEN-, SCHUL- UND BÜROMATERIALIEN. 
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WISSEN SIE, DASS WIR STUDENTEN NACH VORLAGE 
DES STUDENTENAUSWEISES RABATT GEWÄHREN? 

GERN ERWARTEN WIR IHREN BESUCH. 
BOCHUM - WIEMELHAUSER STRASSE 36 a - RUF 3 24 41 

Fragebogen-Aktion 

Bochum. (BSZ) — Im kommenden Winter- 
semester soll bei der Rückmeldung eine Be- 
fragung aller Studierenden über Studienbe- 
dingungen stattfinden. 
Im Wintersemester 1967/68 wurde ein dies- 
bezüglicher Beschluß vom Senat gefaßt. Die 
Ausarbeitung erfolgte durch den Diplom- 
Psychologen Wilcke. 
Während der vorlesungsfreien Zeit wird 
eine Voruntersuchung durchgeführt, nach 

m 

RUM 2.5o DM 

Maple 
# Gratispröbchen-PLANTA' Berlin 61 

der die endgültigen Formulierungen fest- 
gelegt werden sollen. 
Themen der Befragung sind Studiengang, 
insbesondere Fachwechsel und Wahl des 
Studienfachs, Arbeits- und Studiengewohn- 
heiten, Arbeitsbedingungen und Verständ- 
nis des Studiums. 
Die Durchführung der Frageaktion wird völ- 
lig anonym erfolgen. 
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